
Nachdem die Rechnungsrevisionsabteilung der Kommu­
nalen Wohnungsverwaltung für die Untersuchung der 
Finanzrevision von Groß-Berlin entsprechende Vor­
arbeiten geleistet hatte, untersuchte diese speziell fol­
gende Komplexe: den Stand der Durchsetzung der Ver­
ordnung über die Kontrolle des Lohnfonds; das Ver­
hältnis zwischen Arbeitsproduktivität und Durch­
schnittslohn im allgemeinen und bei der Brigade K. im 
besonderen; das effektive Verhältnis zwischen Arbeits­
produktivität und Durchschnittslohn der Brigade K. auf 
Grund der Ermittlungsergebnisse der Volkspolizei; den 
Umfang des von der Brigade K. erschwindelten Mehr­
verdienstes; die Höhe des nicht gerechtfertigten Rech­
nungsbetrages bei der Rechnungslegung gegenüber dem 
VEB Kommunale Wohnungsverwaltung; die Notwen­
digkeit der Nachplanungen auf Grund der lohnbetrüge­
rischen Manipulationen; die Aussagekraft des Buch­
werks über Materialeingang, Materialverbrauch und 
Materialbestand.
Mit den Mitteln der Allgemeinen Aufsicht übernahm 
es der Staatsanwalt, die Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit u. a. nach folgenden Gesichtspunkten zu 
untersuchen:
Anleitung des VEB Bauhof durch das zuständige Stadt­
bezirksbauamt; Sicherung des Bauablaufs durch An­
wendung des sozialistischen Vertragsrechts; Durchset­
zung der Prinzipien des Gesetzbuches der Arbeit mit 
dem Ziel der Steigerung der Arbeitsproduktivität, ins­
besondere hinsichtlich der leistungsgerechten Entloh­
nung, der materiellen Verantwortlichkeit usw.
Auf Grund des gesamten Untersuchungsmaterials konn­
ten der Staatsanwalt und später auch das Gericht nicht 
nur konkret die Frage: „Was ist geschehen?“, sondern 
auch die Fragen: „Wie konnte-es geschehen, und was 
ist zu verändern?“ beantworten. Es würde hier zu weit 
führen, die Bedingungen, die die Begehung der straf­
baren Handlungen begünstigten, erschöpfend zu behan­
deln. Nur einige sollen herausgegriffen werden: 
Verzögerte und unzulängliche Bauplanung; häufige 
Planänderungen; schlechte Arbeitsvorbereitung und 
Arbeitsanweisung; Baubeginn ohne erneute Schadens­
feststellung und Arbeitskontrolle durch die Kommunale 
Wohnungsverwaltung an Hand des Kostenplans; unzu­
längliche Kontrolle des Bauablaufs; mangelhafte Mate­
rialbereitstellung und Kontrolle des Materialverbrauchs; 
Aufmaßanfertigung in Abwesenheit der Meister, der 
Bauführer und Bauleiter; Aufmaßanfertigung und 
Rechnungslegung sowie Rechnungskontrolle ohne Be­
achtung des Kostenplans; fehlende Kontrolle, Analysie- 
rung und Auswertung des Verhältnisses zwischen 
Arbeitsproduktivität und Durchschnittslohn; unzuläng­
liche Einbeziehung der Werktätigen in die Vorberei­
tung, Durchführung und Abrechnung des Baugesche­
hens.
Wegen der zahlreichen Verstöße gegen gesetzliche Be­
stimmungen wurde beim Direktor des VEB Bauhof 
Prenzlauer Berg noch während des Ermittlungsverfah­
rens Einspruch eingelegt, damit die verbrechensbegün­
stigenden Bedingungen schnellstens beseitigt werden 
und Verbrechen vorgebeugt wird.
In der Hauptverhandlung wurden die begünstigenden 
Bedingungen der strafbaren Handlungen zum Gegen­
stand der Beweisaufnahme gemacht; dabei wurde auch 
der Einspruch des Staatsanwalts in seinen wesentlich­
sten Punkten ausgewertet.

Zur Persönlichkeit der Täter

ln welchem Zusammenhang die begünstigenden Bedin­
gungen zu den lohnbetrügerischen Manipulationen 
standen, wird deutlich, wenn man sich vergegenwärtigt, 
wer die Beschuldigten bzw. Angeklagten waren und 
sind: Die Mitglieder der Brigade K. sind erfahrene Bau­

arbeiter, die, von einer Ausnahme abgesehen, seit Jahr­
zehnten im Arbeitsleben stehen und immer in ihrem 
Beruf tätig waren. Alle halfen sie beim sozialistischen 
Aufbau. Bevor sie ihre Arbeit im Bauhof aufnahmen, 
waren sie auf Großbaustellen der Republik tätig ge­
wesen. Vier von ihnen wurden beim Aufbau des 
Kraftwerks Trattendorf ausgezeichnet, der Angeklagte 
K. mit der silbernen, drei weitere mit der bronzenen 
Trattendorf-Medaille; drei von ihnen sind Aktivisten. 
Bereits zu Beginn ihrer Tätigkeit im Bauhof stellten sie 
fest, daß Bauvorbereitung, Bauablauf und Bauabrech­
nung unzulänglich organisiert und kontrolliert wurden. 
Statt jedoch auf die Beseitigung der Mängel, Unzuläng­
lichkeiten und Ungesetzlichkeiten zu dringen, fanden 
sie sich nach ergebnislosen Vorstellungen beim damali­
gen Betriebsleiter schnell mit der Mißwirtschaft des 
Betriebes ab, ja, sie machten sich diese auf verbreche­
rische Weise zunutze und erschwindelten sich auf 
Kosten der Gesellschaft einen ungerechtfertigten Lohn. 
Sie dachten nur an sich, ohne dabei zu erkennen, daß 
sich die Folgen ihres Egoismus gegen sie selbst und 
ihre Familien richten würden. Denn die Folgen eines 
solchen Egoismus hemmen u. a. die Überwindung der 
Widersprüche zwischen Arbeitsproduktivität und Durch­
schnittslohn, zwischen Kaufkraft und Warenfonds.

Daß die Angeklagten sich nicht von ihrem aus kapi­
talistischen Verhältnissen überkommenen Denken und 
Streben lösen konnten, ist zum erheblichen Teil auf die 
sich in der Mißwirtschaft des Betriebes äußernde unzu­
längliche politisch-ideologische Leitungstätigkeit zu­
rückzuführen. Ganz abgesehen davon, daß jede Miß­
wirtschaft objektiv geeignet ist, ideologisch-destruktive 
Wirkungen auszuüben, unternahmen die Betriebslei­
tung und die gesellschaftlichen Organisationen auch 
sonst nicht die erforderlichen Anstrengungen, um alle 
Arbeiter in ihrer Bewußtseinsentwicklung zu fördern. 
So begnügten sie sich u. a. bei der Propagierung des 
Produktionsaufgebots damit, in einer einzigen Ver­
sammlung an den guten Willen der Brigadiere zu 
appellieren. Konsequente erzieherische Auseinander­
setzungen mit allen Mitarbeitern des Betriebes fanden 
nicht statt. Solche Versäumnisse mußten zu nachteiligen 
Folgen führen.

Durch konsequente Auswertung des Verfahrens 
zur Beseitigung der begünstigenden Faktoren beitragen!

Die aufgedeckten begünstigenden Bedingungen waren 
und sind z. T. für das Berliner Baugeschehen, insbeson­
dere aber für die Bauhöfe und die Kommunale Woh­
nungsverwaltung, symptomatisch und typisch. Volks­
polizei, Staatsanwaltschaft und Gericht bemühten sich 
deshalb von vornherein, durch eine konsequente, ziel­
strebige und umfassende Auswertung des Verfahrens 
im gesamten Berliner Raum solche und ähnliche begün­
stigenden Bedingungen, wo immer sie auch im Bau­
wesen auftraten und auftreten, beseitigen zu helfen.

Bereits im Ermittlungsverfahren wurden dazu die not­
wendigen Vorkehrungen getroffen. Kurz nach Bekannt­
werden der strafbaren Handlungen wurde im Bauhof 
eine erste Auswertung vorgenommen. Hierbei wurden 
die Bauarbeiter auf die Folgen des Lohnbetrugs und die 
Bedeutung des Produktionsaufgebots hingewiesen; alle 
Bauarbeiter erklärten ihren Willen, in Zukunft ehrlich 
zu arbeiten. Ein bereits vernommener Bauarbeiter, 
der zuvor alles geleugnet hatte und gegen den spä­
ter auch Anklage erhoben wurde, erschien am nächsten 
Tag auf der Volkspolizeiinspektion und erklärte, daß er 
auf Grund der Versammlung zu besserer Einsicht ge­
langt sei und nun die volle Wahrheit sagen wolle. Er 
legte ein umfassendes Geständnis ab. Zur Vernehmung 
brachte er 'außerdem eine unter dem Eindruck der 
ersten Auswertung in der Versammlung zustande ge-
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